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Hans-Eckart Scharrer
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Alternativen 
der Europapolitik

Die Euphorie in der Europapolitik ist verflogen. Trotz verheißungsvoller Anfänge 
ging das Jahr 1970 zu Ende, ohne daß die Regierungen sich über Ziele und 

Methoden des wirtschaftspolitischen Integrationsprozesses einigen konnten. Fun­
damentale Meinungsdifferenzen, die in den vergangenen Monaten oft allzu elegant 
mit wohlklingenden, aber inhaltsleeren Floskeln hinwegformuliert worden waren, 
brachen in einem Augenblick wieder auf, als die Einigung über die einzuschla­
gende Marschroute schon greifbar nahe schien. Geht man davon aus, daß die 
von Frankreich angestrebte monetäre Teilintegration ohne eine komplementäre 
Harmonisierung der Wirtschaftspolitiken aufgrund ökonomischer Gesetzmäßig­
keiten von vornherein zum Scheitern verurteilt ist, so läßt sich der Konflikt auf 
die Kernfrage reduzieren: Soll die Gemeinschaft zur Wirtschaftsunion fortent­
wickelt werden — mit allen Konsequenzen, die sich daraus für die autonome 
nationale Handlungsfähigkeit ergeben —, oder soll die EWG auf dem Status der 
Zollunion verharren?

Für einen Verzicht auf den ehrgeizigen Versuch, die EWG in eine Wirtschafts­
union mit zentralen Steuerungsinstanzen umzugestalten, lassen sich gute Gründe 
anführen. Das beste Argument ist sicher, daß nur auf der niedrigeren Integra­
tionsstufe der Zollunion die — überall zum Tabu erhobenen — nationalen Ziel­
vorstellungen (vielleicht) realisierbar sind. Da diese Vorstellungen divergieren, 
werden die Quantitativnormen der angestrebten Wirtschafts- und Währungsunion 
zwangsläufig mehr oder weniger stark von den nationalen Zielbündeln abweichen. 
Alle feierlichen Schwüre, etwa die Gemeinschaft zu einem „Stabilitätsblock“ zu 
machen, können die Tatsache nicht aus der Welt schaffen, daß unsere Partner­
länder den Begriff der Preisstabilität weitaus weniger streng definieren als wir; 
jede Hoffnung, unsere Norm der Gemeinschaft aufzwingen zu können, ist schlicht 
illusorisch.

Zwar hat, wie der Werner-Bericht zutreffend hervorhebt, die wachsende Ver­
flechtung der Volkswirtschaften dazu geführt, daß schon heute die Autonomie 
der nationalen Konjunkturpolitiken de facto eingeengt ist. Dieser Tatbestand, 
aus dem die Forderung nach Stärkung der Zentralgewalt abgeleitet wird, ist in­
dessen das Ergebnis einer speziellen, und keineswegs notwendigen, Nebenbe­
dingung des europäischen Integrationsprozesses: der fixen Paritäten. Prinzipiell 
ist in der Zollunion -  anders als in der Wirtschafts- und Währungsunion -  jeder 
Mitgliedstaat in der Lage, sich durch fallweise Paritätsänderungen oder die 
(begrenzte) Freigabe seines Wechselkurses den inflatorischen oder kontraktiven 
außenwirtschaftlichen Zwängen zu entziehen und die Handlungsfähigkeit seiner 
Konjunktur- und Wachstumspolitik wiederherzustellen.

Die Rückgewinnung der nationalen wirtschaftspolitischen Autonomie durch Auf­
lockerung der starren Wechselkursrelationen ist möglich, ohne daß damit gegen 
die ökonomische Rationalität der Zollunion verstoßen würde, insbesondere be­
deutet eine Entscheidung für flexiblere Kurse keinesfalls einen Verzicht auf 
integrationsbedingte Produktivitäts- und Wachstumsgewinne. Wettbewerbs- und 
Massenproduktionsvorteile, die typischen Vorteile regionaler Integration, sind 
nicht an langfristig fixe Paritäten gebunden. Auch die Wanderung der Produk­
tionsfaktoren wird nicht behindert: Bei flexiblen Wechselkursen können vielmehr
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die Barrieren gegen den freien Kapitalveri<ehr, die trotz wiederholter Liberali­
sierungsanläufe in den letzten Jahren eher höher als niedriger geworden sind, 
gefahrlos abgebaut werden. Die aus der Eigenart des EWG-Agrarsystems resul­
tierenden Probleme lassen sich im Zuge der längst fälligen Neugestaltung des 
dringend reformbedürftigen Agrarmechanismus lösen.

Warum sprldit trotz dieser unbestreitbar positiven Seiten einer Zollunion mit 
begrenzt flexiblen Wechselkursen vieles dafür, den unbequemen und riskanten 
Weg ln Riditung auf eine Wirtsdiafts- und Währungsunion einzuschlagen? Die 
Entsdieidung ist im Grunde nur vor dem Hintergrund der langfristigen ökono­
mischen und politischen Rolle Europas in der Welt zu begreifen. Geht man da­
von aus, daß das internationale Gewicht eines Landes auf wlrtsdiaftspolitischer 
wie auf allgemein-politischer Ebene in erheblichem Maße von seinem Wirt­
schaftspotential abhängt, so stehen die — im Weltmaßstab kleinen — europäisdien 
Staaten mittelfristig vor der Alternative; Anlehnung an eine der Supermädite 
unter weitgehender Aufgabe der Souveränität oder Poolung ihrer Volkswirt­
schaften und gleichberechtigte Gestaltung der gemeinsamen Politik, wobei jedes 
Land von der überproportional gewachsenen Bedeutung des Gesamtraums profi­
tiert. Der englische Europaminister Rippon hat den Vorzug der zweiten Lösung 
kürzlich prägnant mit den Worten charakterisiert: „Bei einem Beitritt zur EWG 
vergrößern wir unsere eigene Souveränität, indem wir sie mit der Souveränität 
der anderen Staaten vereinen.“ Dies gilt für die Zukunft um so mehr, als die — 
in zunehmendem Maße staatlich subventionierte -  Entwicklung moderner, wachs­
tumsnotwendiger Technologien einen Aufwand an realen und finanziellen Res­
sourcen erfordert, der die Wirtschaftskraft jedes einzelnen Landes bei weitem 
übersteigt.

Der Souveränitätsgewinn des Gesamtraums wird indessen nicht automatisch an­
fallen. Die funktionelle Poolung der Wirtschaftspotentiale muß ergänzt werden 
durch einen gemeinsamen Willen, der gegenüber Drittländern effektiv artikuliert 
werden kann. Während nun eine Zollunion mit flexiblen Wechselkursen gerade 
die partikuiaristischen Bestrebungen der Mitgliedistaaten unterstützt und damit 
die Formulierung einer „europäischen“ Politik erschwert, geht von der Errichtung 
der Wirtschafts- und Währungsunion ein stetig zunehmender Druck zur Ver­
ständigung auf allen wichtigen ökonomischen Teilbereichen aus. Dieser Druck 
ist sicher nicht so stark, daß er die Regierungen unter allen Umständen zur Zu­
sammenarbeit zwingt — die Warnungen der Verfechter flexibler Kurse vor dem 
blinden Vertrauen in einen angeblichen „Integrationsautomatismus“ sind absolut 
berechtigt. Krisen, die aus natürlichen Divergenzen der nationalen Einzelinteres­
sen resultieren, werden sich audi in Zukunft nicht vermeiden lassen. Bei rich­
tiger Dosierung der Konvergenzzwänge besteht jedoch die Chance, daß die 
Regierungen zunehmend lernen, konstruktiv eine gemeinsame Lösung der In­
teressenkonflikte zu suchen und in immer mehr Fragen eine gemeinsame Grund­
haltung einzunehmen.

Diese Chance muß genutzt werden, auch wenn alle Mitgliedstaäten auf Teilge­
bieten materielle Opfer bringen (oder von Illusionen Abschied nehmen) müssen, 
Opfer, die sie vermutlich zunächst deutlicher wahrnehmen als die ihnen erwach­
senden Vorteile. Es ist bemerkenswert, daß nicht zuletzt den kleineren euro­
päischen Ländern der Verzicht auf inhaltsleer gewordene Souveränitätsrechte 
leichter gelingt als einer ehemaligen Großmacht wie Frankreich, dem eine reali­
stische Einschätzung seines heutigen und mehr noch seines zukünftigen Gewichts 
schwerfällt. Das Risiko, das mit der stufenweisen Errichtung der Wirtschafts- und 
Währungsunion eingegangen wird, ist daher groß. Scheitert der Versuch, dann 
besteht die Gefahr, daß das bisherige Einigungswerk von einer Welle des Pro­
tektionismus zerstört wird.

Deshalb ist es notwendig, von Anfang an unbedingt Klarheit über das Endziel 
und über die mit der Verwirklichung der Union verbundenen (wirtschafts-)poli- 
tischen Konsequenzen zu schaffen. Diese Klarheit muß ihren Ausdruck finden in 
einer Verständigung über die Einsetzung autonomer, nur einem europäischen 
Parlament verantwortlicher Gemeinschaftsinstanzen und in der Rückkehr zu Mehr­
heitsentscheidungen im Ministerrat.
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